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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur künftigen Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

unter Hinweis auf seine früheren Stellungnahmen und Ent- 
schließungen zu einem neuen Konzept der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik, 

• vom 13. Dezember 1990 zu der Entwicklung der gemeinsa- 
men Verkehrspolitik im Hinblick auf die Vollendung des 
Binnenmarktes 1 ), 

• vom 11. Juni 1991 zur Entwicklung der Beziehungen zwi- 
schen der Europäischen Gemeinschaft und den Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas auf dem Gebiet des Verkehrs 2 ), 

• vom 9. Juli 1991 zur Gemeinschaftspolitik für Verkehrsin- 
frastrukturen 3 ), 

• vom 9. Juli 1991 zum kombinierten Güterverkehr in der 
EWG: - Entwicklung und Perspektiven 4 ), 

• vom 11. September 1991 zu Verkehr und Umwelt 5 ), 

• vom 12. Juni 1992 zum „Horizont 2000: Verkehr in Euro- 
pa“ 6 ), 

• vom 12. Juni 1992 zum Verkehr im Mittelmeerraum 7 ), 

0 vom 12. Juni 1992 zu Verkehrsüberlastung und städtische 
Verkehrsmittel 8 ) , 


*) ABI. Nr. C 19 vom 28. Januar 1991, S. 241. 

2 ) ABI. Nr. C 183 vom 15. Juli 1991, S. 70. 

3 ) ABI. Nr. C 240 vom 16. September 1991, S. 68. 

4 ) ABI. Nr. C 240 vom 16. September 1991, S. 64. 

5 ) ABI. Nr. C 267 vom 14. Oktober 1991, S. 103. 

6 ) ABI. Nr. C 176 vom 13. Juli 1992, S. 246. 

7 ) ABI. Nr. C 176 vom 13. Juli 1992, S. 250. 

8 ) ABI. Nr. C 176 vom 13. Juli 1992, S. 240. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 004997 - vom 8. Februar 1994. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 18. Januar 1994 angenommen. 
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• vom 18. September 1992 zur Auslastung des Luftraums und 
Sicherung des Luftverkehrs 9 ), 

• vom 18. September 1992 zu Verkehr und Regionalentwick- 
lung 10 ), 

• vom 18. September 1992 zum Grünbuch zu den Auswir- 
kungen des Verkehrs auf die Umwelt - Eine Gemein- 
schaftsstrategie für eine „dauerhaft umweltgerechte Mobi- 
lität" 11 ), 

• vom 22. Januar 1993 zu Elektrofahrzeugen für den Stadt- 
verkehr 12 ), 

• vom 9. Februar 1993 zu weiteren Schritten auf dem Weg zu 
einer gesamteuropäischen Verkehrspolitik - Maßnahmen 
im Anschluß an die erste gesamteuropäische Verkehrskon- 
ferenz (Prag: 29. bis 31. Oktober 1991) 13 ), 

• vom 12. März 1993 zum Aktionsprogramm der Gemein- 
schaft im Bereich der Straßenverkehrssicherheit 14 ), 

• vom 12. März 1993 zur Entwicklung des Seeverkehrs und 
zum Ausbau der Häfen an der Adria und am Ionischen 
Meer 15 ), 

- unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. Mai 1993 zum 

Weißbuch über die künftige Entwicklung der gemeinsamen 

Verkehrspolitik 16 ), 

- unter Hinweis auf die Ergebnisse der Anhörung vom 23. Sep- 
tember 1993 zum Weißbuch 17 ), 

- unter Hinweis auf folgende Entschließungsanträge: 

a) von Herrn Blak zum Transport gefährlicher Stoffe 
(B3-1641/92), 

b) von Herrn Coimbra Martins und anderen zu Flughäfen und 
Stadtgebieten (B3-1646/92), 

c) von Frau Mclntosh zur Flugsicherung (B3-1648/92), 

d) von Herrn Pannella zu einem „Transbalkanischen Kommu- 
nikationsnetz" (B3-0133/93), 

e) von Herrn Staes zum Transport von radioaktivem Material 
auf dem Luftweg (B3-0486/93), 

f) von Herrn Sänchez Gärcia zu den transeuropäischen Net- 
zen und zur Problematik der Inselgebiete (B3-1 131/93), 


9 ) ABI. Nr. C 284 vom 2. November 1992, S. 170. 

10 ) ABL Nr. C 284 vom 2. November 1992, S. 176. 

11 ) ABI. Nr. C 284 vom 2. November 1992, S. 165. 

12 ) ABI. Nr. C 42 vom 15. Februar 1993, S. 256. 

13 ) ABI. Nr. C 72 vom 15. März 1993, S. 51. 

14 ) ABI. Nr. C 115 vom 26. April 1993, S. 260. 

15 ) ABI. Nr. C 115 vom 26. April 1993, S. 255. 

16 ) ABI. Nr. C 176 vom 28. Juni 1993, S. 164. 
t? ) PE 207.067. 
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g) von den Herren Bettini und Langer zu Vorschriften für den 
Sportbootbetrieb auf den großen europäischen Seen 
(B3-1 142/93), 

- in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Verkehr und 
Fremdenverkehr sowie der Stellungnahmen des Ausschusses 
für soziale Angelegenheiten, Beschäftigung und Arbeitsum- 
welt, des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Verbraucherschutz, des Ausschusses für Wirtschaft, Währung 
und Industriepolitik sowie des Ausschusses für Regionalpoli- 
tik, Raumordnung und Beziehungen zu den regionalen und lo- 
kalen Körperschaften (A3-0390/93), 

A. in Erwägung der Rolle des Verkehrs für die europäische Inte- 
gration, den Wirtschaftsaufschwung und die Belebung des Ar- 
beitsmarktes, das Funktionieren des Binnenmarktes, die Be- 
ziehungen zu den Drittländern und die Lebensqualität der Bür- 
ger, 

B. unter Hinweis auf die immer noch ungelösten grundlegenden 
Probleme, wie z. B. Umweltverträglichkeit und Auswirkungen 
auf den Lebensstandard, schwerwiegende Überlastung insbe- 
sondere des Flug- und Straßenverkehrs und die dadurch ent- 
stehenden externen Kosten, das modale und regionale Un- 
gleichgewicht, 

C. in der Erwägung, daß es aufgrund der beunruhigenden Ana- 
lysen der Kommission im Weißbuch richtig und dringlich er- 
scheint, ein neues Konzept der gemeinsamen Verkehrspolitik 
(GVP) auszuarbeiten und in die Tat umzusetzen, das zwar für 
den Erfolg des einheitlichen Binnenmarktes entscheidend ist, 
jedoch über diesen hinausgehen und die auf Dauer tragbare 
Mobilität sowie den Zugang von den Randregionen her als 
neue Perspektiven eröffnen soll und dadurch die derzeitigen 
spontanen Entwicklungen im Sinne einer stärkeren Anbin- 
dung an das Zentrum in Verbindung mit einem starken moda- 
len Wachstum korrigiert und die strukturelle Beziehung zwi- 
schen sozio-ökonomischer Entwicklung, der Ausstattung mit 
Infrastrukturen und Verkehr klarer definiert, 

D. in der Erwägung, daß die Ursachen für die Überlastung der be- 
stehenden Infrastrukturen in der Gemeinschaft ermittelt und 
behoben werden müssen, 

E. in der Erwägung, daß die dauerhafte Mobilität ein Aspekt der 
dauerhaften und umweltgerechten Entwicklung sein muß und 
daß in diesem Zusammenhang die von der Kommission einge- 
leiteten Überlegungen im Rahmen einer wirklich europäischen 
Raumordnungspolitik weitergeführt werden müßten; unter 
Hinweis darauf, daß ein tragendes Element einer solchen Po- 
litik die Verknüpfung zwischen dem Verkehr und der harmo- 
nischen Entwicklung der Wirtschaftstätigkeit und der sonsti- 
gen Aktivitäten des Menschen sein müßte, 

F. unter Hinweis darauf, daß in den jüngsten Beschlüssen des Ra- 
tes über die Weiterbehandlung des Weißbuches weder das 
Konzept der auf Dauer tragbaren Mobilität noch die Verknüp- 
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fung von Verkehrspolitik und Wirtschaftspolitik wiederaufge- 
nommen oder präzisiert wird, 

G. in der Erwägung, daß zu den Parametern zur Definition der auf 
Dauer tragbaren Mobilität auch genaue Umweltziele, Vorkeh- 
rungen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Rand- 
und Inselregionen, höhere Sicherheitsstandards, Begrenzung 
der sozialen Auswirkungen auf die im Verkehrsbereich Be- 
schäftigten und die Verkehrsnutzer gehören sollten, 

H. unter Hinweis darauf, daß es - sollen die Zielsetzungen des 
Weißbuches nicht im Stadium von Zirkelschlüssen stecken- 
bleiben - notwendig ist, daß das neue Konzept der GVP in ei- 
nen Aktionsplan, in ein legislatives mehrjähriges Rahmenpro- 
gramm mit Zeitplänen und Prioritäten für die zu ergreifenden 
Maßnahmen sowie in eine dynamische und positive Anwen- 
dung des Subsidiaritätsprinzips umgesetzt wird, während 
gleichzeitig die dafür erforderlichen Haushaltsmittel bereitzu- 
stellen sind, 

I. unter Hinweis darauf, daß die Zielsetzungen zur Förderung der 
Integration des Verkehrssystems und der Entwicklung der Ver- 
kehrsbeziehungen zu den Ländern des EWR (Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum), Mittel- und Osteuropas 
und des Mittelmeerraums in kohärente infrastrukturelle Ziel- 
setzungen in Leitplänen für die transeuropäischen Netze um- 
gesetzt werden müssen, 

J. in der Erwägung, daß die Kommission deshalb ein umfassen- 
des Mandat erhalten sollte, um im Namen der Europäischen 
Union mit Drittländern Verhandlungen im Bereich des Ver- 
kehrs einzuleiten, 

K. in Kenntnis der Tatsache, daß die unterschiedliche Problema- 
tik, die sich für den Personen- und den Warenverkehr, für die 
Stadtgebiete mit hoher Entwicklungsintensität, für die Insel- 
und Randregionen oder dünnbesiedelte Gebiete und die Tran- 
sitgebiete ergibt, besser gegliederte Analysen und spezifi- 
schere Maßnahmen als die im Weißbuch enthaltenen erfor- 
derlich machen, 

L. in Erwägung der eingeschränkten Möglichkeiten der derzeiti- 
gen Infrastrukturen, die Nachfrage zu befriedigen, auch bei 
optimaler Nutzung, und der Abnahme der Investitionen in In- 
frastrukturen von 1,5 von Hundert des BIP im Jahr 1975 auf 
1 von Hundert im Jahr 1990; ferner in der Erwägung, daß eine 
Belebung der Investitionen für die Netze einen erheblichen 
Beitrag zu einer ausgewogenen wirtschaftlichen Entwicklung 
auf dem gesamten Gebiet der Union und damit zur Schaffung 
von dauerhaften Arbeitsplätzen leisten kann, 

M. in der Erwägung, daß die umfassende Entwicklung der Inter- 
modalität als zentrales Ziel der GVP die einzige Möglichkeit 
zur Herstellung des Gleichgewichts bei der modalen Vertei- 
lung ist; ferner in der Erwägung, daß diese in erster Linie im 
Hinblick auf das zusätzliche Verkehrsvolumen und bei Markt- 
segmenten verwirklicht werden muß, die am ehesten geeignet 
für die modale Verlagerung sind (einschließlich der Beförde- 
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rung durch Öl- sowie Gas- und Wasserleitungen), so daß jede 
Verkehrsart ihre Potentialität in einem integrierten System, das 
durch die optimale Entwicklung der Schnittstellen unterstützt 
wird, zum Tragen bringen kann, 

N. unter Hinweis darauf, daß die Herstellung des modalen Gleich- 
gewichts und die multimodale Integration nur zu bedeutenden 
Ergebnissen führen können, wenn sie von einer Neugestaltung 
des Straßenverkehrs begleitet werden, der mittelfristig dazu 
bestimmt ist, auch weiterhin der wichtigste Verkehrsträger zu 
sein, 

O. in der Erwägung, daß das grundlegende Instrument zur För- 
derung der Wiederherstellung des Gleichgewichts und der In- 
tegration die Bestimmung der gesamten durch den Verkehr 
entstehenden operationeilen und externen Kosten und eine, 
auch teilweise und schrittweise, Anlastung der Kosten in Über- 
einstimmung mit den Zielsetzungen der Politik der wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung sowie des räumlichen Zu- 
sammenhalts, der Umweltschutzpolitik und der Politik der 
Steuerharmonisierung zu sein scheint, 

P unter Hinweis darauf, daß einer einschneidenderen und ge- 
rechteren „tax policy" für die Verkehrsträger Steuererleichte- 
rungen in anderen Steuerbereichen entsprechen sollten, 

Q. in der Erwägung, daß die staatlichen Beihilfen dem Kriterium 
der Transparenz und Kohärenz mit den Zielsetzungen der G VP 
entsprechen und auch in der Lage sein müssen, die versteck- 
ten Beihilfen in Form des teilweise noch bestehenden sozialen 
und steuerlichen Dumping zwischen den verschiedenen mo- 
dalen und nationalen Gegebenheiten zu beseitigen, 

R. unter Hinweis darauf, daß der Aktionsplan des Weißbuches ge- 
nauere Grenzwerte für die Emissionen zur Verwirklichung des 
Ziels eines Fahrzeugs mit Nullemission bis zum Jahre 2002 und 
darüber hinaus Maßnahmen enthalten sollte, durch die diese 
Grenzwerte an das Wachstum des Fahrzeug- und Flugzeug- 
marktes gekoppelt werden können; in der Erwägung, daß sol- 
che Maßnahmen erst dann erfolgreich sein können, wenn auch 
in Mittel- und Osteuropa die Schadstoffemissionen durch eine 
Modernisierung der Verkehrsträger verringert werden, 

1. fordert die Kommission auf, das Weißbuch und das erste Ak- 
tionsprogramm um aktuelle, detailliertere Daten zu ergänzen, 
durch die den verschiedenen ungeklärten Problemen für den 
Personen- und Warenverkehr, die städtischen Ballungsräume 
mit der stärksten Entwicklung und Verkehrsüberlastung und 
die Randgebiete und -regionen Rechnung getragen wird; for- 
dert ferner, daß die Daten im Zusammenhang mit dem derzei- 
tigen und voraussichtlichen Verkehrsaufkommen auf den 
wichtigsten internationalen Verbindungen offengelegt wer- 
den; 

2. fordert, daß die Kommission ein mehrjähriges legislatives Rah- 
menprogramm unter Angabe eines Zeitplans und von Prio- 
ritäten für die zu ergreifenden Maßnahmen verabschiedet und 
daß das Rahmenprogramm in Form von Jahresprogrammen 
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gemäß dem Prinzip einer gleitenden Planung durchgeführt und 
aktualisiert wird; 

3. fordert, daß die Kommission dem Rat und dem Parlament bis 
zum 30. Juni 1995 einen Bericht darüber vorlegt, ob der Ver- 
trag von Maastricht unter dem Gesichtspunkt der Rechts- 
grundlage geeignet dafür ist, die Zielsetzungen des neuen 
Konzepts der GVP zu tragen; fordert die Kommission und den 
Rat ferner auf, im Einvernehmen mit dem Europäischen Parla- 
ment Modalitäten für die Einbeziehung der nationalen Parla- 
mente in die Definition der Zielsetzungen des neuen Konzepts 
der GVP vorzuschlagen; 

4 . verweist auf seine früheren Positionen zu der gewünschten Par- 
allelität von Harmonisierung und Liberalisierung; stellt fest, 
daß bis heute der Schwerpunkt auf der Liberalisierung lag, und 
fordert die Kommission und den Rat mit Nachdruck auf, auch 
die Harmonisierung (einschließlich der sozialen Aspekte und 
der Sicherheit) fortzuführen; 

5. ist der Auffassung, daß die Schaffung von Infrastrukturen und 
weiteren Maßnahmen, die auf ein besseres Funktionieren des 
Verkehrssystems abzielen, sehr wichtig sind und zum wirt- 
schaftlichen Wiederaufschwung beitragen; ersucht den Rat un- 
ter Hinweis auf die auf dem Kopenhagener Gipfel gefaßten Be- 
schlüsse, aktiv zu werden und ausreichende Mittel dafür zur 
Verfügung zu stellen; 

6. fordert, daß die Kommission im ersten Aktionsprogramm fol- 
gendes festlegt: 

- , genaue Zielsetzungen für die Grenzwerte der Emissionen 

im Einklang mit den Zielsetzungen des fünften Aktions- 
programms „für eine dauerhafte und umweit gerechte Ent- 
wicklung", so daß das Fahrzeug mit Nullemission bis zum 
Jahr 2000 zur Marktreife gebracht, die C0 2 -Emissionen bis 
zum Jahr 2000 auf dem Stand von 1990 stabilisiert und bis 
zum Jahr 2005 um 20 von Hundert gegenüber dem Wert von 
1990 verringert sowie die Emissionen sonstiger Schadstof- 
fe bis zum Jahr 2005 um 50 von Hundert gegenüber 1990 
gesenkt werden; 

- gemeinsame Mindestnormen für die Sicherheit bei allen 
Verkehrsträgern mit besonderer Dringlichkeit beim See- 
und Straßenverkehr; 

- Durchführungskriterien zur Einbeziehung der räumlichen 
Dimension mit ihren verschiedenen Aspekten: Zugänglich- 
keit und Wettbewerbsfähigkeit der Randregionen, Zusam- 
menhalt, Regionalentwicklung, Besonderheiten der Insel- 
regionen und Synergie mit den Strukturfonds; 

- betont die Notwendigkeit, den Übergang zu einem eu- 
ropäischen Verkehrsmarkt mit entsprechenden Informati- 
ons- bzw. Umschulungsmaßnahmen für die betroffenen Ak- 
teure zu erleichtern; 

7. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, nach prak- 
tischen Möglichkeiten zu suchen, wie die Beförderung von 


6 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6841 


Frachtgut auf der Schiene angeregt werden kann, und Maß- 
nahmen zur Unterstützung des kombinierten Verkehrs zu för- 
dern, um die Interoperabilität zwischen verschiedenen Ver- 
kehrsträgern zu erhöhen; 

8. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, positive 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Personen- und Warenbeför- 
derung auf See zu fördern und dabei den Sicherheitsmaßnah- 
men obersten Vorrang zu geben; 

9. ist der Auffassung, daß die soziale Dimension der G VP eine ge- 
meinsame Verantwortlichkeit der Gemeinschaftsinstitutionen 
und der (Dachorganisationen der) Sozialpartner ist und daß ei- 
ne adäquate Konsultationsstruktur sowie eine Verstärkung des 
sozialen Dialogs innerhalb der G VP mehr Aufmerksamkeit er- 
halten müssen; 

10. fordert, daß die Kommission und der Rat im Rahmen der So- 
zialcharta Schutzvorschriften bezüglich der Arbeitsbedingun- 
gen der Beschäftigten - insbesondere, was die Arbeitszeit be- 
trifft -, aufgeschlüsselt nach den Besonderheiten der Verkehrs- 
träger, festlegen; 

11. fordert die Kommission auf, der Diskussion in den Mitglied- 
staaten über die Anpassung der Dienstleistungsträger im 
Straßengüterverkehr an die Liberalisierung des europäischen 
Marktes den Anstoß zu geben, so daß diese Anpassung an die 
geänderten Wettbewerbsbedingungen ohne Gefährdung der 
Rechte und der Sicherheit der Arbeitnehmer und des Verkehrs 
erfolgt; 

12. weist darauf hin, daß die unterschiedliche Größe der Trans- 
portunternehmen (bis hin zum selbstfahrenden Eigner) bei den 
Arbeitsbedingungen im Straßengüterverkehr und in der Bin- 
nenschiffahrt eine wichtige Rolle spielt; 

13. fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit den Mit- 
gliedstaaten eine Arbeitszeit für die Beschäftigten des Trans- 
portgewerbes festzulegen, die den Erfordernissen von Ge- 
sundheit und Sicherheit eindeutig Rechnung trägt, so daß Fehl- 
verhalten aufgrund von Ermüdung vorgebeugt werden kann; 

14. weist auf die verschiedenen gemeinschaftlichen und nicht-ge- 
meinschaftlichen Organismen bzw. Programme hin, die sich 
mit der Frage „Beförderung von in ihrer Bewegungsfähigkeit 
beeinträchtigten Personen" befassen, und fordert die Kom- 
mission auf, die verschiedenen Erfahrungen zu koordinieren 
und zu konsolidieren, bevor sie neue Aktionen bzw. Studien in 
diesem Feld durchführen läßt; 

15. fordert, daß die Kommission im Einvernehmen mit den Mit- 
gliedstaaten Mindestnormen für die Qualität bei den Ver- 
kehrsdiensten festlegt, die nützlich für die Definition von „Qua- 
litätschartas " des Personen- und Warenverkehrs seitens der öf- 
fentlichen und privaten Anbieter des Sektors sind; 

16. stellt fest, daß die finanzielle und wirtschaf tliche Situation der 
Transportunternehmen - u. a. aufgrund der wirtschaftlichen 
Rezession - allgemein besorgniserregend ist; stellt fest, daß 
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80 von Hundert aller Straßentransporte innerhalb eines Radi- 
us von 100 km abgewickelt werden, so daß keine ernsthaften 
Alternativen vorhanden sind; macht warnend darauf aufmerk- 
sam, daß eine einseitige Verschärfung der Abgabenbelastung 
das Gewerbe in noch größere Schwierigkeiten bringen wird; 
verlangt deshalb, daß eine zusätzliche Anhebung der Abga- 
ben mit der Entwicklung alternativer Verkehrsformen einher- 
geht und daß die zusätzlichen Einnahmen in den Verkehrs- 
sektor zurückgeschleust werden; 

17. fordert die Kommission und den Rat auf, eine gegenseitige An- 
erkennung und Transparenz bei den Berufsbefähigungsnach- 
weisen im Verkehrsgewerbe sicherzustellen und den Ausbau 
der Berufsausbildung in diesem Bereich uneingeschränkt zu 
fördern, wobei die Vielfalt der bestehenden nationalen Quali- 
fikationssysteme schrittweise zu harmonisieren ist; 

18. fordert, daß die Leitpläne der Netze bis zum 30. Juni 1995 auf 
ihre Kohärenz mit den Zielsetzungen des Weißbuches und den 
prioritären Zielen des darin enthaltenen Aktionsprogramms 
überprüft werden; fordert ferner, daß im Rahmen der Leitplä- 
ne der Netze den modalen Schnittstellensystemen, den feh- 
lenden Gliedern der Kette, den Engpässen bei den internatio- 
nalen Verbindungswegen, der Anbindung der Randgebiete 
und der Interoperabilität und technischen Harmonisierung 
Vorrang gegeben wird; 

19. ist der Auffassung, daß im Bereich der Verkehrsinfrastruktu- 
ren den umweltfreundlicheren Verkehrsarten wie dem See- 
verkehr, der Binnenschiffahrt, dem Eisenbahn- und nichtmo- 
torisierten Individualverkehr absoluter Vorrang eingeräumt 
werden muß; ist ferner der Ansicht, daß eine integrierte Re- 
gionalentwicklung ein unkontrolliertes Wachstum des derzei- 
tigen Verkehrsaufkommens verhindern könnte; 

20. fordert, daß alle von der Gemeinschaft kofinanzierten Infra- 
strukturprojekte einer eingehenden Prüfung im Hinblick auf 
ihre Auswirkungen auf die Regionalentwicklung und Sicher- 
heit, einer wirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Analyse, einer Un- 
tersuchung nach dem Verhältnis zwischen zu investierendem 
Kapital und langfristig geschaffenen Arbeitsplätzen und einer 
(eventuell grenzüberschreitenden) Umweltverträglichkeits- 
prüfung unterzogen werden; fordert, bei der Koordinierung 
der Ausgaben eine Entscheidung zugunsten der am wenigsten 
umweltbelastenden Varianten zu treffen und erst mit der 
Finanzierung neuer Infrastrukturen zu beginnen, wenn die 
bestehende Infrastruktur optimal genutzt wird; 

21. verweist auf die Rolle, die der Unionsvertrag dem Ausschuß 
der Regionen bei der Definition der transeuropäischen Netze 
überträgt, und auf die Notwendigkeit, die regionalen und lo- 
kalen Körperschaften im Interesse der Effizienz und der Wah- 
rung des Subsidiaritätsprinzips so eng wie möglich an der Fest- 
legung der Infrastrukturnetze zu beteiligen; 

22. fordert mit Nachdruck weitere Untersuchungen und Experi- 
mente im Hinblick auf den Einsatz innovativer Techniken im 
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Verkehrsbereich, z. B. Bau unterirdischer Infrastrukturen, 
dynamische Verkehrsführung („intelligente" Straßen) und 
Weiterentwicklung der Telematik; 

23. fordert die Kommission auf, anläßlich der Vorlage des ersten 
mehrjährigen Aktionsprogramms für jeden Verkehrsträger die 
direkten operationeilen und externen Kosten des Verkehrs 
festzulegen und einen Vorschlag für die Anlastung der Ge- 
samtkosten mit Hilfe eines einheitlichen gemeinschaftlichen 
Systems, gegebenenfalls abgestuft und differenziert auf der 
Grundlage von geographischen - unter Berücksichtigung der 
Rand- oder Insellage - und wirtschaftlichen Parametern, zu for- 
mulieren; 

24. schlägt vor, daß die durch die Abgabenpolitik gewonnenen 
Ressourcen vollständig für die Zielsetzungen der GVP wieder- 
verwendet werden; 

25. ist der Ansicht, daß die staatlichen Beihilfen im Verkehrssek- 
tor transparent sein müssen, um Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermeiden, und daß das System der nationalen Beihilfen Kri- 
terien der gemeinschaftlichen Kompatibilität entsprechen 
muß; hält es ferner für unerläßlich, die Kohärenz der gewähr- 
ten Beihilfen mit dem neuen Konzept der GVP zu überprüfen; 
warnt vor den versteckten Beihilfen in Form des noch vorhan- 
denen sozialen und steuerlichen Dumping zwischen den ver- 
schiedenen modalen und nationalen Gegebenheiten; 

26. fordert die Kommission auf, konkrete finanztechnische Mög- 
lichkeiten für die Finanzierung der Infrastrukturnetze vorzu- 
schlagen, die das Zusammenwirken privater und staatlicher Fi- 
nanzierung bei uneingeschränkter Wahrung des Prinzips der 
Zusätzlichkeit und Komplementarität umfassen; fordert, daß 
bei der Verwendung der von der Gemeinschaft im Zusam- 
menhang mit den transeuropäischen Netzen sowie aus dem 
EFRE und dem Kohäsionsfonds für Verkehrsinfrastrukturen 
aufgewendeten beträchtlichen Mittel diese im Weißbuch und 
im vorliegenden Bericht festgelegten Prioritäten strikt einge- 
halten werden und die Kommission die Koordinierung, die 
Kohärenz und Transparenz zwischen den verschiedenen Fonds 
gewährleistet; 

27. hält es für unerläßlich, daß für die Grenzregionen in ihrem ei- 
genen und im Interesse der Gemeinschaft eine in sich schlüs- 
sige Verkehrspolitik entwickelt wird; INTERREG -Mittel müs- 
sen insbesondere zur Förderung gemeinsamer Verkehrssyste- 
me in den Fällen vorgesehen werden, wo diese Regionen durch 
die nationalen Grenzen als struktureller Störfaktor benachtei- 
ligt waren^ 

28. fordert die Kommission auf, im Rahmen des Vierten FTE-Rah- 
menprogramms vorrangige Zielsetzungen für die Forschung 
und Entwicklung im Bereich der Verkehrssysteme festzulegen, 
die im Einklang mit den Zielsetzungen und ungelösten Pro- 
blemen im Weißbuch stehen (Motoren, saubere Fahrzeuge und 
Kraftstoffe, Informationssysteme zur Optimierung der Ver- 
kehrslenkung und Verkehrssicherheit, sichere und schnelle 
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Schiffstypen für die Küstenschiffahrt sowie effektive und ko- 
stengünstige Hafenumschlagssysteme) ; 

29. fordert, daß die Richtlinie 91/440/EWG zur Entwicklung der Ei- 
senbahnunternehmen durchgeführt wird; ersucht die Kom- 
mission, unverzüglich detailliertere Vorschläge zur Durch- 
führung dieser Richtlinie zu unterbreiten; hält es für unerläß- 
lich, die vielversprechendsten Marktsegmente für diesen Ver- 
kehrsträger als Grundlage dafür zu ermitteln, die Eisenbahn- 
unternehmen wieder auf den Markt auszurichten; 

30. hält eine Definition des kombinierten Verkehrs als selbständi- 
gen Verkehrsträger für unerläßlich, wodurch die Festlegung 
neuer Wettbewerbs- und Kooperationsregeln zwischen den in 
der Transportkette tätigen Unternehmen unterstützt wird; for- 
dert die Kommission auf, Formen und Modalitäten der Unter- 
stützung für die Terminals, die Ladeeinheiten, die Informati- 
onssysteme, das Entstehen neuer intermodaler Unternehmen 
festzulegen; hält es für unerläßlich, daß in diesem Zusammen- 
hang die See- und Binnenhäfen als natürliche Schnittstellen 
und optimale Terminals für den intermodalen Verkehr einen 
angemessenen Platz zugewiesen bekommen; 

31 . fordert die Kommission und den Rat auf, dringend Maßnahmen 
zur Bewältigung der Strukturkrise der Luftfahrtgesellschaften 
zu prüfen, die sich durch die Wirtschaftsrezession und die 
wachsende internationale Konkurrenz verschärft hat, was auch 
in Form der im „Dritten Paket" vorgesehenen Schutzmaßnah- 
men und in einer genaueren Kontrolle der Preisniveaus ge- 
schehen kann; weist auf die Notwendigkeit und Dringlichkeit 
hin, ein einheitliches Kontrollsystem für den Luftverkehr ein- 
zuführen sowie die infrastrukturelle Kapazität der Flughäfen 
zu erweitern; fordert die Kommission auf, die modale Integra- 
tion zwischen Luftverkehr und anderen Verkehrsträgern, ins- 
besondere dem Schienenverkehr, zu entwickeln; 

32. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zur Verbesserung der 
Koordination zwischen der Europäischen Zivilluftfahrtkonfe- 
renz (ECAC), der NATO, EUROCONTROL und den nationa- 
len Zivilluftfahrtbehörden im Bereich der Luftverkehrskon- 
trolle zu prüfen; fordert die Kommission ferner auf, bestimmte 
Drittländer zu konsultieren, die einen direkten Einfluß auf die 
Lage und Politik der Luftverkehrskontrolle in der Gemeinschaft 
haben; 

33. fordert den Rat auf, unverzüglich das Paket positiver Stüt- 
zungsmaßnahmen für die Gemeinschaftsflotte zu verabschie- 
den, zu dem ein Plan für Beihilfen gehört, der den Wiederauf- 
schwung des Sektors ermöglicht, sowie eine Definition des Ge- 
meinschaftsreeders; fordert die Kommission auf, sich um eine 
rasche Umsetzung des Aktionsplans zu bemühen, der in der 
Mitteilung über die Sicherheit im Seeverkehr enthalten ist, wo- 
bei vor allem hervorzuheben ist, wie wichtig eine angemesse- 
ne Berufsausbildung ist; hält es für unverzichtbar, daß sowohl 
die Seehäfen als auch die Binnenhäfen im Rahmen der trans- 
europäischen Netze auch als intermodale Terminals einen an- 
gemessenen Platz zugewiesen bekommen; appelliert an den 
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Rat, umgehend insbesondere die Einrichtung des Europäi- 
schen Schiffsregisters EUROS zu beschließen, da nur so der ge- 
fährliche Trend der Ausflaggungen gestoppt werden kann; 

34. hebt die Bedeutung der Küstenschiffahrt und der Binnenschif- 
fahrt als alternativen Verkehrsträgern für den Langstrecken- 
verkehr hervor und fordert Maßnahmen zur Harmonisierung 
des Wettbewerbs auch gegenüber den Flotten der Länder Mit- 
tel- und Osteuropas und eine Strukturbereinigung, durch die 
eine flexiblere Kapazität gefordert werden kann; betont die 
Notwendigkeit einer modalen Integration vor allem mit den Ei- 
senbahnnetzen; 

35. bekräftigt die Notwendigkeit, im Rahmen der GVP ein trans- 
europäisches Netz von Öl-, Gas- und Wasserleitungen zu schaf- 
fen, und fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für einen 
Rechtsakt auszuarbeiten, in dem festgelegt wird, daß der Trans- 
port über Pipelines ein Element der Gemeinsamen Verkehrs- 
politik ist, und der folgende Bereiche umfaßt: 

a) Verabschiedung harmonisierter Sicherheitsstandards (Bau 
und Betrieb), die für sämtliche Länder der EG gelten, 

b) technische Normen betreffend die fortgeschrittenen Tech- 
nologien, 

c) Abschaffung der nationalen Diskriminierungen, 

d) Einbeziehung der Pipelines in das Infrastrukturprogramm, 

e) Schaffung eines umfassenden Netzes von „Pipeline- Auto- 
bahnen" auf dem Gebiet der Gemeinschaft entsprechend 
seiner Entschließung vom 14. September 1988 zur Förde- 
rung des Transports über Pipelines in der Europäischen Ge- 
meinschaft 18 ); 

36. fordert die Kommission bezüglich des Straßenverkehrs auf, 

- die Marktsegmente festzulegen, die das Potential der mo- 
dalen Verlagerung bilden können, 

- die Kosten im Zusammenhang mit der Nutzungsintensität 
der Infrastrukturen festzulegen und Vorschläge für deren 
Anlastung vorzulegen, 

- eine Methode der abgestuften Erfassung der Kapazitäten 
an den kritischen Punkten des Systems, begleitet von Vor- 
schlägen für alternative Systeme, zu entwickeln, 

- Anreize für die Forschung im Bereich Motoren, weniger 
umweltschädliche Fahrzeuge und Kraftstoffe und für die 
Verabschiedung von strengeren Maßnahmen zu schaffen, 

- die Erhöhung der Ladeeinheiten pro Transporteinheit zu 
fördern und Vorschläge zur Verringerung von Leerfahrten 
zu erarbeiten, was auch durch die Entwicklung von Infor- 
mationssystemen zur Verkehrslenkung geschehen kann, 

- eine Revision der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 auch im 
Hinblick auf eine realistischere Definition von „Fahrzeit" 
vorzusehen, die der Rat unverzüglich billigen muß; 


18 ) ABI. Nr. C 262 vom 10. Oktober 1988, S. 65. 
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37. ist der Ansicht, daß jeder Bürger in den Genuß des persönli- 
chen Rechts auf Mobilität kommen sollte, und zwar den eige- 
nen Bedürfnissen entsprechend, insbesondere was die Behin- 
derten betrifft, und daß ein effizientes System für den Stadt- 
verkehr, das fähig ist, die Entscheidung in Richtung des um- 
weltfreundlichen öffentlichen Verkehrs und des Fahrrads zu 
lenken, eine unerläßliche Bedingung dafür ist; fordert die Kom- 
mission auf, die FTE für die Stadtgebiete zu fördern und Tele- 
matikanwendungen dafür vorzuschlagen, durch die die Ver- 
kehrssteuerung optimiert und auch die Zahl der zurückzule- 
genden Wege verringert wird (z. B. Heimarbeit); erinnert dar- 
an, daß die Mobilität eine entscheidende Rolle für die berufli- 
che Eingliederung der Personen mit beeinträchtigter Mobilität 
spielt, und hält es in diesem Zusammenhang für unerläßlich, 
einen Teil der im Programm HORIZON veranschlagten Mittel 
für diesen Zweck bereitzustellen; . 

38. betont die Notwendigkeit, das Thema der Mobilität der älte- 
ren Menschen nicht nur im Rahmen des Europäischen Jahres 
der älteren Menschen und der Solidargemeinschaft der Gene- 
rationen, sondern auch in künftigen Jahren aufzugreifen und 
in Rücksprache mit den Vertretungen der älteren Menschen in 
der gesamten Europäischen Union Pilotprojekte in diesem Be- 
reich zu fördern und deren Ergebnisse weitestmöglich zu ver- 
breiten; 

39. betont bezüglich der Außenbeziehungen, daß es von der Rich- 
tigkeit der Rechtsgrundlage gemäß der Artikel 61, 75, 84 Abs. 2 
und Artikel 228 EGV für die Abkommen im Verkehrsbereich 
überzeugt ist; bekräftigt erneut bei den Verhandlungen der Ge- 
meinschaft mit den Drittländern die Notwendigkeit der Ab- 
stufung und der Einhaltung der Gegenseitigkeit und weiterer 
allgemeiner Grundsätze, auf denen die neue GVP beruht; 
schlägt vor, daß die Ergebnisse der Paneuropäischen Konfe- 
renz von Prag, der zweiten Konferenz, die in Kreta stattfinden 
wird, und der diesbezüglichen vorbereitenden Konferenzen als 
Bestandteil des Weißbuches anzusehen sind; hält eine Stär- 
kung der Gemeinschaft als solcher in den internationalen Or- 
ganisationen in diesem Sektor für unerläßlich; 

40. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der Mit- 
gliedstaaten, dem Europarat, der Europäischen Konferenz der 
Verkehrsminister, der Wirtschaftskommission für Europa der 
Vereinten Nationen, den Regierungen und Parlamenten der 
EFTA-Länder und der Länder Mittel- und Osteuropas zu über- 
mitteln. 


Enrico Vinci Egon Klepsch 

Generalsekretär Präsident 
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